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auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Gewandt, Dr. Frerichs, Hauser (Krefeld), 
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Hasse (Kassel) und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/1940 - 

betr. Arbeit der Kreditgarantiegemeinschaften 

- Erneuerung der Rückbürgschaftserklärung - 


Der Bundesminister für Wirtschaft hat mit Schreiben vom 
19. April 1974 namens der Bundesregierung die Kleine Anfrage 
wie folgt beantwortet: 


1. Ist es richtig, daß es zwischen der Gesamtheit der Kreditgaran- 
tiegemeinschaften und dem Bundeswirtschaftsministerium nicht 
zu einer Einigung über die Erneuerung der Rückbürgschaftser- 
klärung, die bis zum 1. Januar 1974 fällig gewesen wäre, gekom- 
men ist? 

Es ist richtig, daß zwischen den Kreditgarantiegemeinschaften 
und den Bundesministerien für Wirtschaft und der Finanzen 
unterschiedliche Auffassungen über die Aufnahme zweier Be- 
stimmungen in die Rückbürgschaftserklärung des Bundes be- 
standen haben. Diese Meinungsverschiedenheiten sind durch 
ein am 1. April 1974 mit den Vertretern der Kreditgarantie- 
gemeinschaften geführtes Gespräch ausgeräumt worden, in dem 
eine von beiden Seiten akzeptierte Lösung dieser Fragen ge- 
funden wurde. 


2. Ist es richtig, daß das Bundeswirtschaftsministerium insbeson- 
dere beabsichtigt, die Verbürgung von Umschuldungskrediten 
von der Rückverbürgung auszunehmen sowie das Vorwegbefrie- 
digungsrecht der Kreditinstitute am eventuellen Sicherheiten- 
erlös im Verlustfall einzuschränken? 

Dies ist richtig. In beiden Fällen handelt es sich um bekannte, 
seit Jahren anstehende Probleme, die nach Auffassung der 
Bundesregierung bereits außerhalb der Rückbürgschafts- 
erklärung gelöst waren und die nunmehr im gegenseitigen Ein- 
vernehmen ausdrücklich in der Rückbürgschaftserklärung ge- 
regelt werden. 
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3. Haben sich diese Änderungen auf Grund der praktischen Erfah- 
rungen in der Vergangenheit als notwendig erwiesen^ d. h. 
waren die Ausfälle z. B. bei Umschuldungskrediten besonders 
hoch? Wie hoch ist die Ausfallquote insgesamt bzw. waren die 
Kreditinstitute in der Vergangenheit faktisch nicht am Ausfall- 
risiko beteiligt? 


Die Gründe für die getroffenen Regelungen sind nicht primär 
fiskalischer, sondern ordnungspolitisdier Natur. 

In der gesamten Förderpraxis des Bundes gilt der Grundsatz, 
daß bereits abgeschlossene oder begonnene Vorhaben nicht 
gefördert werden können. Den Kreditgarantiegemeinschaften 
war bereits - und bleibt - die Verbürgung von Nachfinanzie- 
rungen von Investitionen gestattet, die bis zu zwei Jahren zu- 
rückliegen. Außerdem können weiterhin nicht von Kreditinsti- 
tuten gewährte Darlehen umgeschuldet werden. 

Gewisse Einschränkungen beim Vorwegbefriedigungsrecht der 
Banken (die ohnehin bereits in einigen Bundesländern be- 
stehen) waren notwendig, um das Interesse der Kreditinstitute 
an einer schadlosen Abwicklung der Darlehen wachzuhalten, da 
die Kreditgarantiegemeinschaften über keinen eigenen Apparat 
für die Überwachung der Kredite bzw. Bürgschaften verfügen. 
Hierauf hatte der Bundesrechnungshof mehrfach gedrängt. Im 
übrigen wurden Existenzgründungskredite von der getroffenen 
Regelung ausgenommen. 

Die Ausfallquote insgesamt betrug bis zum 31. Dezember 1972 
1,3 V. H. (gesamte Ausfälle abzüglich Rückflüsse bezogen auf 
das Bürgschaftsobligo). 


4. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die in Rede stehen- 
den Einschränkungen und Erschwernisse gegenüber den nunmehr 
seit 20 Jahren bestehenden Finanzierungsmöglichkeiten für mit- 
telständische Unternehmen gerade in der durch ein rapides 
Emporschnellen der Konkurse gekennzeichneten konjunkturel- 
len und strukturellen Situationen zu verantworten sind? 

Die Bundesregierung glaubt, daß die - nunmehr einvernehm- 
lich - vorgenommenen Änderungen im Hinblick auf ihr Ent- 
gegenkommen gegenüber den Wünschen der Kreditgarantie- 
gemeinschaften in der Sache (s. Ziffer 3 und 7) und im Ver- 
fahren (dreijährige übergangsfrist) verantwortet werden 
können. 


5. Ist nicht zu befürchten, daß durch die geplanten Einschränkungen 
und Erschwernisse insbesondere in Zeiten angespannter Liquidi- 
tät die Bereitschaft der Kreditinstitute zurückgeht, Kredite, die 
von den Kreditgarantiegemeinschaften verbürgt werden, über- 
haupt noch herauszulegen? 


Diese Frage kann sich der Sache nach nur auf die Einschränkung 
des Vorwegbefriedigungsrechts beziehen. In dieser Hinsicht be- 
steht nach Auffassung der Bundesregierung kein Grund zu Be- 
fürchtungen. Das Beispiel Schleswig-Holstein, wo die Kredit- 
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garantiegemeinschaften von jeher kein Vorwegbefriedigungs- 
recht eingeräumt haben, zeigt, daß trotz des Versagens dieses 
Rechts mehr Bürgschaften im Verhältnis zur Zahl der Betriebe 
übernommen worden sind als im Bundesdurchschnitt. 


6. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, damit die Kredit- 
garantiegemeinschaften ihre bisherige Verbürgungstätigkeit 
ungestört und unverkürzt weiterführen können, um eine Gefähr- 
dung der Kreditversorgung insbesondere der kleinen und mitt- 
leren Unternehmen, die auf die mittelständische Bürgschafts- 
hilfe angewiesen sind, zu verhindern? 


Auf die Beantwortung der Fragen 1, 3, 4 und 7 wird verwiesen. 


7. Wäre es nicht umgekehrt gerade zum jetzigen Zeitpunkt ange- 
messen, die Wirksamkeit der Kreditgarantiegemeinschaften zu 
verbessern und die betriebsgrößenorientierte Strukturpolitik mit 
Hilfe dieses bewahrten Instruments nachhaltig auszubauen? 


Die Kreditgarantiegemeinschaften sind als Selbsthilfeeinrich- 
tungen der Wirtschaft geschaffen worden. Ihre Träger sind 
Kammern, Verbände und Kreditinstitute. Die öffentliche Hand 
hat sich bereit erklärt, Starthilfe zur Überwindung der Anfangs- 
schwierigkeiten zu leisten. Das Konzept sieht demgemäß vor, 
daß die öffentliche Hand ihre Hilfe nach und nach vermindert, 
bis die Kreditgarantiegemeinschaften auf eigenen Füßen stehen 
können. Dies geschieht behutsam. So hat die öffentliche Hand 
im Hinblick auf die derzeitige wirtschaftliche Situation ihren 
Haftungsanteil nur um 5 v. H. statt der vorgesehene 10 v. H. 
vermindert. Darin sieht die Bundesregierung einen wesent- 
lichen Beitrag zur Anpassung des Instruments der Kreditgaran- 
tiegemeinschaften an die derzeitige Situation. Im übrigen muß 
jedoch auch von den Trägern der Kreditgarantiegemeinschaften 
erwartet werden, daß sie ihre Hilfen dem ursprünglichen Kon- 
zept entsprechend fortsetzen und durch weitere Erhöhungen 
der Eigenmittel die Kreditgarantiegemeinschaften in den Stand 
setzen, das zu werden, was sie nach ihrer Bestimmung werden 
sollen: von öffentlicher Hilfe unabhängige Selbsthilfeeinrich- 
tungen. 
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